
Gemeinde Hörbranz
Gemeindevertretung

P r o t o k o l l
Nr. 37 
über die am 22.09.2004 um 20 Uhr im Gemeindeamt Hörbranz stattgefundene öffentliche Gemeindevertretungssitzung, zu der alle Gemeindevertreter ordnungsgemäß eingeladen wurden.
Anwesend:
Bgm.  Helmut Reichart  


Vizebgm. Merbod Breier  


Franz Anton Zündel  


Alfred Berkmann  


Wilfried Vettori  


Kurt Bösch  


Bernhard Jochum  


Karl Hehle  


Karin Greiter  


Gabi Plaschke  


Oswald Lissy  


Manuela Hack  


Stefan Paul  


Dietmar Jeglic  


Georg Rauch  


Josef Siebmacher  


Alwin Ritsch  


Alois Vonbank  


Otto Malang  


Christoph Hagen  


Angelika Veith  


Ursula Maier  


Reinhold Einwallner  

Vertretungen:
Eduard Feßler Vertretung für Reinhold Galehr 


Kurt Giesinger Vertretung für Walter Hajek 


Ing. Otto Haag Vertretung für Ing. Wolfgang Boch 


Reinhard Hiebeler Vertretung für Günter Hiebeler 

Schriftführer:
Gerhard Achberger
	1.
	Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

	
	Der Bürgermeister begrüßt die Anwesenden, eröffnet die Sitzung und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 2 zusätzliche Punkte werden einstimmig auf die Tagesordnung genommen. 



	2.
	Vorstellung des Konzeptes "Single- und Startwohnungen" durch 
Ing. Muzyczyn

	
	Ing. Muzyczyn, Prokurist der Alpenländischen Heimstätte, gemeinnützige Wohnungsbau- und SiedlungsgesmbH, stellt das Bregenzer Pilotprojekt „Single- und Startwohnungen“ vor. 

Er berichtet, dass es in Bregenz einen Bedarf an Wohnungen für die Altersgruppe der 18 – 30 Jährigen gibt. Im Rahmen einer Arbeitsgruppe wurden die Vorgaben erarbeitet. Diese stellen sich im Wesentlichen wie folgt dar: 

Der Standort der Wohnungen sollte in der Nähe von Infrastruktureinrichtungen situiert sein und über das öffentliche Verkehrsnetz angebunden sein. Die Mieten dürfen max. € 5,--/m² betragen. Der Mietvertrag ist befristet auf 5 Jahre. Die Wohnungen sollen einfach und flexibel möbliert sein, eine Kleinküche, verstärkter Schallschutz, Anschluss zu Telekommunikationseinrichtungen, usw. sollen gegeben sein. Jede Wohnung hat einen Autounterstellplatz. Durch die flexible Raumeinteilung können die Wohnungen jederzeit umgestaltet und an die jeweiligen Bedürfnisse angepasst werden. So könnten diese Wohnungen auch als Seniorenwohnungen genutzt werden. Um einen erhöhten Annuitätenzuschuss durch das Land Vorarlberg zu erhalten, müssen alle Wohnungen barrierefrei erreicht werden können. Das Projekt wird nun im Vorkloster realisiert. Der Einzugstermin ist auf Frühling 2005 terminisiert.  Die 14  Startwohnungen sind in einer Wohnanlage mit „normalen“ Wohnungen integriert und sind bereits alle vergeben. Die qualifizierte Vergabe erfolgte über die Stadt Bregenz. 

In der anschließenden Diskussion werden offene Fragen beantwortet. Der Grundstücksbedarf für eine solche Wohnanlage beträgt je nach vorgeschriebener Wohnnutzungszahl ca. 2.000m². Die Gemeinde müsste den Willen äußern, einem solchen Projekt positiv gegenüber zu stehen und bei Verhandlungen unterstützend mit dabei zu sein. Jedoch bedarf es seitens der Gemeinde keines finanziellen Engagements.  Einstimmig wird befürwortet, dass der Sozial- und Wohnungsausschuss eine Arbeitsgruppe zur weiteren Behandlung dieses Themas  initiiert. 

Der Bürgermeister bedankt sich bei Herrn Ing. Muzyczyn für die hervorragende Präsentation. 



	3.
	Ansuchen um Grunderwerb durch die Fa. Agrarberatung & Handel, Ing. Peter Moosbrugger

	
	Ing. Peter Moosbrugger, Agrarberatung und Handel, hat um Ankauf eines Grundstückstreifens bei seinem Betriebsgelände im Ausmaß von ca. 40m Länge und 2m Breite aus der GST-NR 2732/3 angesucht. Der Bürgermeister erläutert anhand eines Planes die Situation. Dem Ansuchen steht man positiv gegenüber. Es wird einstimmig ein Preis von € 100,--/m² beschlossen. Sämtliche Kosten und Gebühren im Zusammenhang mit dem Verkauf trägt der Käufer.



	4.
	Ansuchen um Grunderwerb bei der Hauptschule durch die Privatbrennerei Prinz

	
	Thomas Prinz hat lt. vorliegendem Schreiben um Kauf einer Teilfläche aus dem Grundstück GST-NR 16/5 nördlich bzw. östlich seines Betriebsgeländes angesucht. 

Nach einer längeren Diskussion  wird einstimmig folgende Regelung befürwortet:

Es kann ein Grundstückstreifen von max. bis zu 10m nördlich des Betriebsgeländes veräußert oder verpachtet werden, damit eine Bauplatzgröße auf der verbleibenden Fläche erhalten bleibt. Ebenfalls muss der Fußweg zur Hauptschule erhalten bleiben. Der Streifen östlich des Firmengeländes wird auf keinen Fall verkauft. Im Falle der Verpachtung wird ein Preis von € 0,25/m² pro Monat, im Falle des Verkaufes ein Preis von € 220,--/m² einstimmig festgelegt. 

Sämtliche Kosten und Gebühren im Zusammenhang mit dem Verkauf trägt der Käufer.



	5.
	Ansuchen um Grunderwerb des Grundstückes GST-NR 2752/5 durch Bernd Haslinger und Daniela Kopf

	
	Die Antragsteller haben um Ankauf des Grundstückes GST-NR 2752/5 mit ca. 7m² angesucht. Sie sind Besitzer des angrenzenden Hauses mit der Bauparzelle .224 auf dem Grundstück 1973. 

Der Verkauf wird einstimmig befürwortet. Es wird ein Preis von € 100,--/m² festgelegt. Sämtliche Kosten und Gebühren im Zusammenhang mit dem Verkauf trägt der Käufer.


	6.
	Beschlussfassung über eine vorzeitige Rückzahlung von UWF-Darlehen (ARA Leiblachtal)

	
	Dieser Tagesordnungspunkt wird einstimmig von der Tagesordnung abgesetzt, da die kurz- und mittelfristige Finanzplanung nicht zur Gänze absehbar ist. 



	7.
	Beratung über den Verkauf des Bad Diezlings 

	
	Der Bürgermeister berichtet, dass sich das Bad Diezlings mittlerweile in einem sehr schlechten Zustand befindet. Es ist daher dringend nötig, dass das Gebäude umgehend veräußert und saniert wird. Ebenfalls berichtet er, dass sich der bisherige Interessent, Herr Eberle Werner, seit längerer Zeit nicht mehr gemeldet hat. Es wurde nach wie vor der Vertrag nicht unterschrieben. Um Klarheit in diese Angelegenheit zu bringen, wird einstimmig folgende Vorgehensweise beschlossen:

Eine bis zum 30.10.2004 befristete Option zum Ankauf der Liegenschaften, und zwar zu jenen Bedingungen, wie sie im Vertragsentwurf bereits enthalten sind, wird Herrn Eberle unter der Bedingung eingeräumt, dass bis spätestens 07.10.2004 eine Bankgarantie eines österreichischen Bankinstitutes über den Betrag von € 100.000,-- zur teilweisen Absicherung des Kaufpreises der Gemeinde vorgelegt werden muss. 
Ebenfalls muss bis zum 07.10.2004 die Rechnung über € 4.836,-- für die Vermessung an die Gemeinde und die Rechnung für die Vertragserrichtung über € 12.500,-- an RA Dr. Fitz bezahlt werden. 

Werden diese Bedingungen nicht erfüllt, wird der Gemeindevertretungsbeschluss vom 19.11.2003 einstimmig aufgehoben. 

Das nochmalige Ansuchen von Dr. Matt um Übernahme des Areal Bad Diezlings wurde jedem Gemeindevertreter gemeinsam mit der Einladung zu dieser Sitzung zur 

Kenntnis gebracht. Grundsätzlich steht man dem Ansuchen einstimmig positiv gegenüber. Verschiedene offene Punkte müssen noch mit Dr. Matt verhandelt werden. Ein Entwurf des Kaufvertrages wird auf der nächsten Gemeindevorstandssitzung vorgelegt und diskutiert. 



	8.
	Bericht über eine Kostenschätzung der neuen Aufbahrungshalle beim Friedhof

	
	Die Kostenschätzung von Architekt Juri Troy über den Neubau der Aufbahrungshalle beim Friedhof über netto €  229.000,-- wurde jedem Gemeindevertreter zur Kenntnis gebracht. Einstimmig ist man der Meinung, dass bei den Budgetberatungen beschlossen wird, ob diese Investition 2005 gemacht werden soll.


	9.
	Antrag der Bank Austria-Creditanstalt um Löschung eines Grundbucheintrages (Wiederkaufs- und Vorkaufsrecht)

	
	Der Löschung des Wiederkauf- und Vorkaufrechtes für das Grundstück GST-NR 903 („Berkmann“ -Areal) wird einstimmig zugestimmt



	10.
	Behandlung einer Anfrage des Landesstraßenbauamtes um Kauf der Flächen beim ehemaligen Zollamt Unterhochsteg

	
	Das Landesstraßenbauamt hat Interesse am Kauf von Grundflächen (Verkehrsinsel mit dem Zollamtsgebäude) beim ehemaligen Zollamt Unterhochsteg. Das Straßenbauamt hat bei der Gemeinde angefragt, ob Interesse besteht, verschiedene Flächen in den Gemeindebesitz zu übernehmen. Hierzu würden sich die angrenzenden Flächen mit dem darauf befindlichen Gebäude östlich der Leiblach anbieten. Anhand eines Planes, welcher Bestandteil dieses Protokolls ist, stellt der Bürgermeister die Situation dar. 

Einstimmig ist man der Meinung, dass diese Flächen nicht erworben werden, da für eine zukünftige Nutzung kein Bedarf gegeben ist bzw. keine Parkflächen für das dazugehörige Gebäude vorhanden sind. 



	11.
	Protokollgenehmigung

	
	Das Protokoll Nr. 36 wird einstimmig genehmigt.



	12.
	Allfälliges

	
	Es wird die Erlassung einer Verordnung eines Fahrverbotes auf dem Verbindungsweg Krüzastraße – Salvatorstraße angeregt. Der Straßenausschuss hat dieses Thema behandelt und eine Beibehaltung der Fahrerlaubnis empfohlen. Es wird das Verkehrsfrequenzmessgerät  zur Feststellung der Anzahl der Fahrzeuge in diesem Bereich aufgestellt. Anfragen zum Trinkwasserkraftwerk und zur Einstellung von Mitarbeitern im Gemeindedienst werden vom Vorsitzenden beantwortet. Weiters wird die Aufstellung einer 40km/h Tafel in der Ziegelbachstraße und die Teerung einer Gefahrenstelle beim Radweg zum Salvatorkloster angeregt. 


Ende der Sitzung: 22:15 Uhr
Der Bürgermeister:






Der Schriftführer:
Helmut Reichart






Gerhard Achberger
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